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IV. KAPITEL.
Die österreichische Kriegsregierung und der Geist ihrer

Administration.
In der ersten Woche nach der Zurückweisung des ser«

bischen Ultimatums erschienen alle Verordnungen, deren Vor*
bereitung oben geschildert worden ist und die insgesamt den
Zweck hatten, den für die Zeit des Krieges erforderlichen Aus*
nahmszustand zu normieren. Alle diese Verordnungen er«
gingen durch das österreichische Gesamtministerium und be«
ruhten mit einer sogleich zu nennenden Ausnahme auf dem
Diktaturparagraphen der Verfassung, dem § 14 des Staatsgrund«
gesetzes über die Reichsverfassung, welcher die Exekutive in
Gestalt des Gesamtministeriums ermächtigte, für den Fall, als
der Reichsrat nicht versammelt ist, Verordnungen mit Gesetzes«
kraft zu erlassen, zugleich aber die Regierung verpflichtet, diese
Verordnungen dem Reichsrate allsogleich nach dessen Ein«
berufung vorzulegen, worauf jedes der beiden Häuser des Par«
lamentes durch einen Beschluß die weitere Gültigkeit oder die
Aufhebung dieser Notverordnung festzusetzen befugt ist. Das
Parlament war, wie schon oben bemerkt wurde, seit März 1914
vertagt; die Einberufung der Volksvertreter lag aber dem
Ministerpräsidenten zu Beginn des Krieges vollständig ferne
und er vermochte sich bei dieser völlig unkonstitutionellen
Haltung auf die ihn unterstützende Haltung der bürgerlichen
deutschen Parteien und fast der ganzen bürgerlichen deutschen
Presse zu berufen. Man hielt es sowohl dort wie in den leitenden
militärischen und höfischen Kreisen und in der hohen Bureau«
kratie für ganz ausgeschlossen, daß der österreichische Reichsrat,
dessen Mehrheit aus Vertretern der nichtdeutschen Völker
bestand, während eines gegen Serbien und Rußland geführten
Krieges seine Beratungen abhalten könne. Damit war also der
kaiserlichen Regierung, dem Beamtenministerium, vollkommen
freie Hand gelassen, den Ausnahmszustand genau nach den
früher geschaffenen Entwürfen durchzuführen. Die erste und
wichtigste der hiezu erforderlichen Verordnungen besaß übri«
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